
 

Verordnung des Kultusministeriums über den Schulbetrieb unter 

Pandemiebedingungen 

(Corona-Verordnung Schule - CoronaVO Schule) 

 

Vom 4. Juni 2021 

 

(in der ab 28. Juni geltenden Fassung) 

 

Auf Grund von § 24 Absatz 1 der Corona-Verordnung (CoronaVO) vom 13. Mai 2021 

(GBl S. 431), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 3. Juni 2021 (notver-

kündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsgesetzes und abrufbar unter 

https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/uebersicht-

corona-verordnungen/) geändert worden ist, wird verordnet: 

 

§ 1 

Allgemeine Anforderungen an den Betrieb der Schulen 

unter Pandemiebedingungen 

  

(1) Der Regelbetrieb unter Pandemiebedingungen an den öffentlichen Schulen, den 

Grundschulförderklassen, den Schulkindergärten und den entsprechenden Einrich-

tungen in freier Trägerschaft sowie der Betrieb von Betreuungsangeboten der ver-

lässlichen Grundschule, der flexiblen Nachmittagsbetreuung sowie der Horte an der 

Schule unter Pandemiebedingungen ist nach Maßgabe dieser Verordnung gestattet.  

  

(2) Die in den Hygienehinweisen des Kultusministeriums in ihrer jeweils gültigen 

Fassung (https://km-bw.de/Coronavirus) bestimmten Vorgaben sind einzuhalten. Die 

Lehrkräfte, das weitere schulische Personal, die Schülerinnen und Schüler und die 

Erziehungsberechtigten sind jeweils in geeigneter Weise über die Hygienehinweise 

zu unterrichten.  

 

(3) Der zwischen den Personen einzuhaltende Mindestabstand sowie die Ausnah-

men hiervon bestimmen sich nach § 2 Absatz 2 CoronaVO. Zu den und zwischen 

den Schülerinnen und Schülern gilt das Abstandsgebot nicht, sofern diese Verord-

nung nichts anderes bestimmt. Es soll jedoch ein Abstand zwischen den Schülerin-

nen und Schülern eingehalten werden, soweit die örtlichen Verhältnisse und die An-

forderungen des Unterrichts dies zulassen.  

 

https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/uebersicht-corona-verordnungen/
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/uebersicht-corona-verordnungen/


(4) Der Betriebsbeginn, das Betriebsende sowie die Pausen sind so zu organisieren, 

dass eine Durchmischung der Klassen- oder Lerngruppen durch organisatorische 

Maßnahmen, zum Beispiel durch einen gestaffelten Beginn oder die Zuweisung von 

Aufenthaltsbereichen, nach Möglichkeit vermieden wird. Die Anzahl der Personen, 

die sich zeitgleich in den Toilettenräumen aufhalten, ist so zu begrenzen, dass ein 

Mindestabstand eingehalten werden kann. 

 

(5) Der Betrieb der Schulmensen und der gemeinsame Verzehr von Speisen durch 

Schülerinnen und Schüler sowie durch das an der Schule tätige Personal sind in 

möglichst konstanten Gruppen zulässig. Die Tische sind beim Schichtbetrieb zwi-

schen den Schichten zu reinigen. Der Kiosk- sowie der Pausenverkauf von zum Ver-

zehr in der Schule bestimmten Lebensmitteln, Speisen und Getränken sind zulässig.  

 

(6) Alle Räume, die dem Aufenthalt von Personen dienen, sind mehrmals täglich, 

Unterrichtsräume mindestens alle 20 Minuten, durch das Öffnen der Fenster zu lüf-

ten, es sei denn, dass der Luftaustausch über eine geeignete raumlufttechnische 

Anlage erfolgt. 

 

(7) Handkontaktflächen sind regelmäßig, in stark frequentierten Bereichen mindes-

tens täglich mit einem tensidhaltigen Reinigungsmittel zu reinigen. 

 

(8) Es sind Handwaschmittel in ausreichender Menge sowie nicht wiederverwendba-

re Papierhandtücher, alternativ Handdesinfektionsmittel oder andere gleichwertige 

hygienische Handtrockenvorrichtungen vorzuhalten. 

 

§ 1a 

Mund-Nasen-Schutz 

 

(1) In den Schulen sowie den Grundschulförderklassen in öffentlicher und freier Trä-

gerschaft sowie den Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, flexiblen 

Nachmittagsbetreuung und den Horten an der Schule besteht die Pflicht zum Tragen 

einer medizinischen Maske. Es gelten die Ausnahmebestimmungen des § 3 Absatz 2 

Nummer 3 bis 5 CoronaVO. 

 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 gilt nicht  

 

1. im fachpraktischen Sportunterricht, 

 



2. im Unterricht in Gesang und mit Blasinstrumenten sowie bei entsprechenden au-

ßerunterrichtlichen Angeboten, sofern die Vorgaben des § 3 Absatz 3 eingehalten 

werden, 

 

3. in Zwischen- und Abschlussprüfungen, sofern der Mindestabstand von 1,5 Metern 

zwischen den Personen eingehalten wird, 

 

4. bei der Nahrungsaufnahme (Essen und Trinken), 

 

5. in den Pausenzeiten außerhalb der Gebäude, solange der Mindestabstand von 

1,5 Metern zwischen den Personen eingehalten wird, und  

 

6. für Schwangere, die aufgrund Gefährdungsbeurteilung nach Mutterschutzgesetz 

im Unterricht eingesetzt werden können, sofern der Abstand von 1,5 Metern zu al-

len Personen sicher eingehalten werden kann. 

 

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 entfällt  

 

1. im Freien auf dem Schulgelände, sofern die Sieben-Tage-Inzidenz an fünf aufei-

nander folgenden Tagen im Stadt- oder Landkreis den Schwellenwert 50 unter-

schritten hat, 

 

2. in den Unterrichtsräumen sowie in Räumen, die für Betreuungsangebote genutzt 

werden, sofern die Sieben-Tage-Inzidenz an fünf aufeinander folgenden Tagen im 

Stadt- oder Landkreis den Schwellenwert 35 unterschritten hat und in den 14 vo-

rangehenden Tagen keine am Präsenzbetrieb der Einrichtung nach § 1 Absatz 1 

teilnehmende oder in der Einrichtung tätige Person mittels PCR-Test positiv auf 

das Coronavirus getestet worden ist. 

 

(4) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis an fünf aufeinander folgenden Ta-

gen die Sieben-Tage-Inzidenz den in Absatz 3 Nummer 1 oder 2 genannten Schwel-

lenwert, so treten die jeweiligen Ausnahmen ab dem übernächsten Tag außer Kraft.  

 

§ 2 

Testung 

 

(1) Die öffentlichen Schulen, die Grundschulförderklassen, die Schulkindergärten 

sowie die entsprechenden Einrichtungen in freier Trägerschaft haben den im Prä-

senzunterricht einbezogenen Kindern oder Schülerinnen und Schülern sowie dem an 



den Einrichtungen in der Präsenz tätigen Personal in jeder Schulwoche zwei COVID-

19-Schnelltests auf das Coronavirus im Sinne des § 2 Nummer 7 COVID-19-

Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung – SchAusnahmV (BAnz AT 08 Mai 2021 

V1) anzubieten; hiervon ausgenommen sind geimpfte oder genesene Personen im 

Sinne des § 4 Absatz 1 und 2 CoronaVO. Den Zeitpunkt und die Organisation der 

Testung bestimmt die Schulleitung.  

 

(2) Auf Verlangen stellt die Schule eine Bescheinigung über das negative Testergeb-

nis einer in ihrer Organisationshoheit durchgeführten Testung unter Angabe des 

Testdatums und der Uhrzeit aus. 

 

(3) Der Testnachweis gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 5 kann erbracht werden durch 

 

1. die Teilnahme an der Testung nach Absatz 1; dies gilt auch, sofern an der Schule 

die Testung nicht vor oder unmittelbar nach dem Betreten des Schulgeländes, 

sondern zu einem späteren Zeitpunkt am Schultag durchgeführt wird, oder 

 

2. den Nachweis einer Testung mit negativem Ergebnis, der geführt werden kann 

durch 

 

a) einen Testnachweis im Sinne des § 4 Absatz 4 CoronaVO, oder 

 

b)  die Eigenbescheinigung der Erziehungsberechtigten nach ordnungsgemäß 

durchgeführtem COVID-19-Schnelltest auf dem durch das Kultusministerium 

vorgegebenen Musterformular für Schülerinnen und Schüler der Grundschulen, 

der Grundstufen der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren, 

der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den Förder-

schwerpunkten geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung, 

Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit anderen Förder-

schwerpunkten mit diesen Bildungsgängen, sowie für Kinder der Grundschul-

förderklassen und der Schulkindergärten, sofern nach Entscheidung der Schul-

leitung die Testung nicht in der Organisationshoheit der Schule durchgeführt 

wird,   

 

wenn der Nachweis durch die Schülerinnen und Schüler spätestens am Tag einer 

nach Absatz 1 angebotenen Testung, durch Lehrkräfte und sonstige Personen zu 

einem von der Schulleitung festzulegenden Zeitpunkt erfolgt und die zugrundelie-

gende Testung nicht mehr als 48 Stunden zurückliegt. 

 



(4) Die Möglichkeit zur Eigenbescheinigung nach Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b 

gilt für das an den Einrichtungen nach Absatz 1 tätige Personal sowie für volljährige 

Schülerinnen und Schüler der in Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b genannten Ein-

richtungen entsprechend.  

 

§ 3 

Grundsätze für den Unterricht und außerunterrichtliche Veranstaltungen 

 

(1) Der Unterricht sowie außerunterrichtliche Angebote und Veranstaltungen sind so 

zu organisieren, dass die Anzahl der Kontaktpersonen möglichst gering gehalten 

wird. Die Klassen oder Lerngruppen werden hierfür so konstant zusammengesetzt, 

wie dies schulorganisatorisch möglich ist. Die Bildung von klassenübergreifenden 

Gruppen ist innerhalb der Jahrgangsstufe in diesem Rahmen zulässig, soweit dies 

erforderlich ist, um das Unterrichtsangebot zu realisieren. 

 

(2) Jahrgangsübergreifende und schulübergreifende Gruppenbildungen sind ausge-

schlossen. Zulässig sind solche Gruppenbildungen jedoch, 

 

1. soweit Klassen konstant jahrgangsübergreifend zusammengesetzt sind (zum Bei-

spiel jahrgangsgemischte Klassen in der Grundschule oder in Vorbereitungsklas-

sen); dies gilt gleichermaßen, soweit in Sonderpädagogischen Bildungs- und Be-

ratungszentren oder Gemeinschaftsschulen Lerngruppen an die Stelle von Klas-

sen treten; die Teilnahme von Schülerinnen und Schülern, die aufgrund geringer 

Deutschkenntnisse in Vorbereitungsklassen unterrichtet werden, am Unterricht 

der Regelklasse ist zulässig, 

 

2. in der gymnasialen Oberstufe, soweit die jahrgangsübergreifende Gruppenbildung 

erforderlich ist, um den Schülerinnen und Schülern ausreichende Wahlmöglich-

keiten zu geben, auch in Kooperation mit anderen Schulen, 

 

3. an den beruflichen Schulen, sofern dies erforderlich ist, um Angebote zu ermögli-

chen, wie zum Beispiel die 

 

a) Bildung von Klappklassen zur Beschulung des Ausbildungsberufs oder beim 

Erwerb der ausbildungsbegleitenden Fachhochschulreife, 

 

b) Kooperation mit anderen Schulen zur Beschulung des Ausbildungsberufs oder 

beim Erwerb der ausbildungsbegleitenden Fachhochschulreife, 

 



4. im Unterricht sowie in schulischen Förderangeboten, sofern ein Mindestabstand 

von 1,5 Metern auch zu und zwischen den Schülerinnen und Schülern eingehal-

ten wird. 

  

(3) Für den Unterricht in Gesang und mit Blasinstrumenten sowie bei entsprechen-

den außerunterrichtlichen Angeboten ist zu gewährleisten, dass   

 

1.  während der gesamten Unterrichtszeit ein Abstand von mindestens 2 Metern in 

alle Richtungen zu anderen Personen eingehalten wird und keine Personen im di-

rekten Luftstrom einer anderen Person stehen und 

 

2. beim Unterricht an Blasinstrumenten  

 

a) kein Durchblasen oder Durchpusten stattfindet und 

 

b) häufiges Kondensatablassen in ein mit Folie ausgekleidetes, verschließbares 

Gefäß erfolgt, das nach jeder Unterrichtseinheit geleert wird, und Konden-

satreste am Boden durch Einmaltücher aufgenommen werden, die direkt ent-

sorgt werden. 

 

Beim Unterricht an Blasinstrumenten wird zwischen der Lehrkraft und den Schülerin-

nen und Schülern die Installation einer durchsichtigen Schutzwand (mindestens 1,8 

Meter x 0,9 Meter) empfohlen. Die Maßgaben gelten nicht bei einer 7-Tage-Inzidenz 

von unter 35, sofern der Unterricht im Freien stattfindet. 

 

(4) Wege zwischen Unterrichtsstätten (Unterrichtswege) können in Klassenstärke 

zurückgelegt werden. 

 

(5) Mehrtägige außerunterrichtliche Veranstaltungen sind bis zum 31. Juli 2021 un-

tersagt. Ein- und mehrtägige Praktika sind zulässig, soweit diese in den Ausbildungs- 

und Prüfungsordnungen oder Schulversuchsbestimmungen vorgeschrieben sind o-

der zu dem Zweck durchgeführt werden, den Unterricht inhaltlich zu ergänzen. Über-

schreitet in einem Stadt- oder Landkreis an drei aufeinander folgenden Tagen die 

Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 100, sind Maßnahmen zur beruflichen 

Orientierung untersagt. § 4 gilt für das In- und Außerkrafttreten dieser Einschränkung 

entsprechend. 

 

(6) Die Mitwirkung außerschulischer Personen am Schulbetrieb ist mit Zustimmung 

der Schulleitung zulässig. Eine Zustimmung der Schulleitung nach Satz 1 ist für die 



Mitwirkung solcher Personen am Schulbetrieb nicht erforderlich, die aufgrund einer 

vertraglichen Vereinbarung oder aufgrund anderer dienstrechtlicher Grundlage im 

Schulbetrieb tätig sind, wie zum Beispiel außerschulische Partner im Ganztagsbe-

trieb, Teach First Fellows oder Schulsozialarbeiter. Die Befugnisse der Schulleitun-

gen nach § 41 Schulgesetz (SchG) bleiben hiervon unberührt. 

 

(7) Soweit der Unterricht für einzelne Schülerinnen und Schüler oder für die ganze 

Klasse oder Lerngruppe nicht in der Präsenz stattfinden kann, findet Fernunterricht 

statt. Die Teilnahme der Schülerinnen und Schüler am Fernunterricht unterliegt der 

Schulpflicht. 

 

(8) Den Erziehungsberechtigten oder volljährigen Schülerinnen und Schülern ist es 

gestattet, gegenüber der Schule zu erklären, dass die Schulpflicht bis auf weiteres im 

Fernunterricht erfüllt wird. Die Erklärung ist grundsätzlich zum Ende des Schulhalb-

jahres oder Schuljahres abzugeben; bei einer wesentlichen Änderung der Verhältnis-

se kann sie mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden.   

 

§ 4  

Inzidenzabhängige Einschränkungen des Schulbetriebs 

 

(1) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis an drei aufeinander folgenden Ta-

gen die Sieben-Tage-Inzidenz den in den §§ 5 bis 7 Absatz 1 genannten Schwellen-

wert von 100 oder 165, so gelten die dort bestimmten Einschränkungen des Schulbe-

triebs ab dem übernächsten Tag. Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis an 

fünf aufeinander folgenden Tagen die Sieben-Tage-Inzidenz den in § 3 Absatz 3 

Satz 3 und § 7 Absatz 2 bis 4 genannten Schwellenwert von 35 oder 50, so gelten 

die dort bestimmten Einschränkungen des Schulbetriebs ab dem übernächsten Tag. 

 

(2) Unterschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz in einem Stadt- oder Landkreis an fünf 

aufeinander folgenden Werktagen den nach den §§ 5, 6 und 7 Absatz 1 maßgebli-

chen Schwellenwert von 100 oder 165, so treten an dem übernächsten Tag die je-

weiligen Einschränkungen des Unterrichtsbetriebs außer Kraft. Sonn- und Feiertage 

unterbrechen nicht die Zählung der nach Satz 1 maßgeblichen Tage. Soweit dies 

schulorganisatorisch erforderlich ist, kann die Aufhebung der entsprechenden Ein-

schränkungen des Schulbetriebs nach Entscheidung der Schulleitung auch erst bis 

zu drei Werktage nach dem Außerkrafttreten vollzogen werden. 

 

(3) Unterschreitet die Sieben-Tage-Inzidenz in einem Stadt- oder Landkreis an fünf 

aufeinander folgenden Tagen den nach § 3 Absatz 3 Satz 3 und § 7 Absatz 2 bis 4 



maßgeblichen Schwellenwert von 35 oder 50, so treten an dem übernächsten Tag 

die jeweiligen Einschränkungen des Unterrichtsbetriebs außer Kraft. Für die Zählung 

der nach Satz 1 maßgeblichen Tage werden die fünf vor dem 28. Juni 2021 liegen-

den Tage mitgezählt.  

 

(4) In den Fällen der §§ 3 bis 7 macht das zuständige Gesundheitsamt unverzüglich 

ortsüblich bekannt, dass deren Voraussetzungen eingetreten sind.  

 

(5) Für Schülerinnen und Schüler, 

 

1. die durch den Fernunterricht nicht erreicht werden oder 

 

2. für die aus anderen Gründen nach Einschätzung der Klassenkonferenz und 

Zustimmung der Schulleitung ein besonderer Bedarf besteht, 

 

werden im Rahmen der vorhandenen Ressourcen über die Vorgaben der §§ 5 und 6 

hinausgehende Präsenzangebote eingerichtet, die an die Stelle der Fernunterrichts-

phasen treten. Dies gilt für Schülerinnen und Schüler an beruflichen Schulen nur, 

soweit sie in Abschlussklassen unterrichtet werden. 

 

§ 5 

Wechselunterricht 

 

(1) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis die Sieben-Tage-Inzidenz den 

Schwellenwert von 100, so findet der Unterrichtsbetrieb unter Berücksichtigung der 

zur Verfügung stehenden Testangebote sowie unter Wahrung der Abstandspflicht 

nach § 2 Absatz 2 CoronaVO im Wechsel zwischen Präsenz- und Fernunterricht 

statt.  

 

(2) Durchgängiger Präsenzunterricht ist abweichend von Absatz 1 zulässig für 

 

1. die Schulen am Heim an nach § 28 Kinder- und Jugendhilfegesetz für Baden-

Württemberg anerkannten Heimen für Minderjährige, soweit die Schülerinnen und 

Schüler ganzjährig das Heim besuchen, sowie Sonderpädagogische Bildungs- 

und Beratungszentren mit Internat, die ganzjährig geöffnet sind,  

 

2. die Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den Förder-

schwerpunkten geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung so-

wie Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren mit anderen Förder-



schwerpunkten mit diesen Bildungsgängen und die entsprechenden Schulkinder-

gärten, 

 

3. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 9 und 10 

der Hauptschule, Werkrealschule, Realschule und Gemeinschaftsschule sowie 

der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit den entsprechen-

den Bildungsgängen, die im Schuljahr 2020/21 die Abschlussprüfung ablegen, 

 

4. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 und 2 

des allgemein bildenden Gymnasiums, des beruflichen Gymnasiums und der 

Gemeinschaftsschule, 

 

5. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Sonderpädagogischen 

Bildungs- und Beratungszentren, die einen der unter Nummer 1 und 2 genannten 

Bildungsgänge in den entsprechenden Klassenstufen besuchen, 

 

6. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 9 der 

Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren Lernen, der Sonderpäda-

gogischen Bildungs- und Beratungszentren anderer Förderschwerpunkte mit dem 

Bildungsgang Lernen sowie der Klassenstufen 9 und 10 in zieldifferenten inklusi-

ven Bildungsangeboten, die sich auf ein nahtlos anschließendes Bildungsangebot 

vorbereiten, 

 

7. den Präsenzunterricht der Schülerinnen und Schüler der beruflichen Schulen, die 

im Schuljahr 2020/21 eine Abschlussprüfung ablegen, die zu einem Berufsab-

schluss oder einem allgemeinen Abschluss führt, und 

 

8. praktischen Unterricht an beruflichen Schulen, der nur in besonders ausgestatte-

ten Räumlichkeiten oder Lernumgebungen mit Praxisbezug durchgeführt werden 

kann, und für Unterricht für Schülerinnen und Schüler beruflicher Schulen, die in 

Klassen unterrichtet werden, in denen zur Prüfungszulassung unmittelbar erfor-

derliche Leistungen erbracht werden und der Unterricht zur Erbringung dieser 

Leistungen erforderlich ist.  

 

(3) Über den Umfang und die Dauer der Präsenzphasen des Wechselunterrichts ent-

scheidet die Schulleitung. In den letzten beiden Wochen vor den Zwischen- und Ab-

schlussprüfungen kann der Unterricht nach Entscheidung der Schulleitung auch 

durchgängig als Fernunterricht durchgeführt werden.  

 



(4) In den Bildungsgängen der Gesundheitsberufe im Geschäftsbereich des Kultus-

ministeriums kann der Unterricht auch vollständig im Fernunterricht stattfinden, so-

fern und soweit dies aufgrund des Infektionsgeschehens erforderlich ist. Schriftliche 

Leistungsfeststellungen und Prüfungen sind in Präsenz vorzunehmen. Für den Fern-

unterricht muss seitens der Ausbildungsbetriebe sichergestellt werden, dass den 

Schülerinnen und Schülern feste Lernzeiten entsprechend der schulischen Unter-

richtsorganisation zu Verfügung gestellt werden.  

 

§ 6 

Untersagung des Präsenzunterrichts bei Überschreiten des Inzidenzwertes von 165 

 

(1) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis die Sieben-Tage-Inzidenz den 

Schwellenwert von 165, ist die Durchführung von Präsenzunterricht und schulischen 

Veranstaltungen an den öffentlichen Schulen und den entsprechenden Einrichtungen 

in freier Trägerschaft, mit Ausnahme der Präsenzlernangebote nach § 4 Absatz 5, 

untersagt. Die Tätigkeit außerschulischer Partner in der Schule ist nur insoweit zu-

lässig, als die Tätigkeit Teil des zulässigen Schulbetriebs ist.  

 

(2) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt nicht für 

 

1. den Präsenzunterricht im Sinne des § 5 Absatz 2,  

 

2. die Durchführung schriftlicher und praktischer Leistungsfeststellungen, soweit 

diese für die Erfüllung der Mindestanzahl der Leistungsfeststellungen zwingend 

erforderlich sind, und 

 

3. die Durchführung von Zwischen- und Abschlussprüfungen. 

 

§ 7 

Sportunterricht und außerunterrichtliche Schulsportveranstaltungen 

 

(1) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis die Sieben-Tage-Inzidenz den 

Schwellenwert von 100, ist die Durchführung des fachpraktischen Sportunterrichts im 

Freien und in Hallen nur zulässig  

 

1. zur Prüfungsvorbereitung einschließlich der fachpraktischen Leistungsfeststellun-

gen für die Schülerinnen und Schüler, die Sport als Prüfungsfach gewählt haben, 

und 

 



2. in den Basiskursen Sport der Jahrgangsstufen 1 und 2 des allgemein bildenden 

Gymnasiums und der Gemeinschaftsschule sowie des Faches Sport der Jahr-

gangsstufen 1 und 2 des beruflichen Gymnasiums.  

 

Dabei ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern durchgängig einzuhalten. Betätigungen, 

bei denen der Mindestabstand nicht eingehalten werden kann, sind untersagt. Bei 

Sicherheits- oder Hilfestellungen besteht die Pflicht, eine medizinische Maske zu tra-

gen. Bei der Vorbereitung und Durchführung der fachpraktischen Prüfung dürfen, 

soweit dies zwingend erforderlich ist, auch Schülerinnen und Schüler mitwirken, die 

nicht der Gruppe der Prüflinge angehören.  

 

(2) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis die Sieben-Tage-Inzidenz den 

Schwellenwert von 50, darf an allen Schulen fachpraktischer Sportunterricht in Hallen 

ausschließlich kontaktarm erfolgen; im Freien ist fachpraktischer Unterricht jeglicher 

Art an allen Schulen zulässig; der Unterricht darf dabei ausschließlich im Klassen- 

oder Gruppenverband erfolgen. Fachpraktischer Sportunterricht nach Absatz 1 darf 

auch in Hallen erfolgen. Für Sicherheits- oder Hilfestellungen gilt Absatz 1 Satz 4 

entsprechend. 

 

(3) Überschreitet in einem Stadt- oder Landkreis die Sieben-Tage-Inzidenz den 

Schwellenwert von 35, darf an allen Schulen fachpraktischer Sportunterricht jeglicher 

Art erfolgen. Für Sicherheits- oder Hilfestellungen in Hallen gilt Absatz 1 Satz 4 ent-

sprechend. 

 

(4) Bei einer Sieben-Tage-Inzidenz in einem Stadt- oder Landkreis von unter 35 ist 

an allen Schulen unabhängig von Klassen- oder Gruppenverband fachpraktischer 

Sportunterricht jeglicher Art zulässig. 

 

(5) Jeder Sportgruppe oder Klasse sind für die Dauer des Sportunterrichts oder der 

außerunterrichtlichen Schulsportveranstaltung feste Bereiche der Sportanlage oder 

Sportstätte zur alleinigen Nutzung zuzuweisen. Zu anderen Nutzern und zu Schüle-

rinnen und Schülern anderer Sportgruppen oder Klassen ist ein Mindestabstand von 

1,50 Metern durchgängig einzuhalten; Betätigungen, bei denen dies nicht möglich ist, 

sind untersagt.  

 

(6) Bei fachpraktischem Sportunterricht nach Absatz 1 bis 4 können Trainingsutensi-

lien des Anbieters oder Betreibers verwendet werden; soweit beim bestimmungsge-

mäßen Gebrauch dieser Utensilien ein Kontakt zu Schleimhäuten erfolgt oder erfol-



gen kann, sind sie vor der erstmaligen Verwendung und vor jeder Wiederverwen-

dung mit einem geeigneten Reinigungsmittel zu reinigen.  

 

(7) Absatz 1 bis 6 gelten für außerunterrichtliche Sportveranstaltungen entsprechend. 

 

§ 8 

Notbetreuung bei Einschränkung des Schulbetriebs 

 

(1) Für die teilnahmeberechtigten Schülerinnen und Schüler der Grundschulen, der 

Grundschulförderklassen, der Klassenstufen 5 bis 7 der auf der Grundschule auf-

bauenden Schulen, der Schulkindergärten sowie aller Klassenstufen der Sonderpä-

dagogischen Bildungs- und Beratungszentren wird eine Notbetreuung eingerichtet, 

sofern und soweit sie noch nicht wieder am Präsenzbetrieb teilnehmen können.  

 

(2) Berechtigt zur Teilnahme sind Schülerinnen und Schüler, 

  

1. deren Teilnahme an der Notbetreuung zur Gewährleistung des Kindeswohls er-

forderlich ist, 

 

2. deren Erziehungsberechtigte beide in ihrer beruflichen Tätigkeit unabkömmlich 

sind oder ein Studium absolvieren oder eine Schule besuchen und hierdurch an 

der Betreuung gehindert sind, oder 

 

3. die aus sonstigen schwerwiegenden Gründen auf eine Notbetreuung angewiesen 

sind. 

  

(3) Absatz 2 Nummer 2 gilt auch, wenn eine Person alleinerziehend ist und sie die 

übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 2 erfüllt. Alleinerziehenden Per-

sonen gleichgestellt sind Erziehungsberechtigte dann, wenn die oder der weitere Er-

ziehungsberechtigte aus zwingenden Gründen, zum Beispiel wegen einer schweren 

Erkrankung, an der Betreuung gehindert ist.  

 

(4) Die Notbetreuung erstreckt sich in der Regel auf den Zeitraum des Betriebs der 

Einrichtungen, den sie ersetzt. Sie findet in der jeweiligen Einrichtung, die die Schü-

lerin oder der Schüler bisher besucht hat, durch deren Personal und in möglichst 

kleinen und konstant zusammengesetzten Gruppen statt. Ausnahmen hiervon sind 

nur in besonders zu begründenden Fällen zulässig.  

 

§ 9 



Ganztag und kommunale Betreuungsangebote 

 

(1) Soweit Schülerinnen und Schüler in der Präsenz unterrichtet werden, ist für sie 

der Betrieb von Betreuungsangeboten der verlässlichen Grundschule, der flexiblen 

Nachmittagsbetreuung, der Horte an der Schule und der Ganztagsbetrieb zulässig. 

 

(2) Der Betrieb der in Absatz 1 genannten Einrichtungen findet in möglichst konstant 

zusammengesetzten Gruppen statt.  

 

(3) Für betriebserlaubnispflichtige Horte sowie Horte an der Schule gelten die Best-

immungen des § 2 CoronaVO Kita zum Mindestpersonalschlüssel sowie des § 3 

CoronaVO Kita zur Nutzung anderer Räumlichkeiten entsprechend. 

 

§ 10 

Schulveranstaltungen 

 

Schulveranstaltungen einschließlich der Klassenpflegschaftssitzungen, Elternbeirats-

sitzungen, Schülerratssitzungen und der Sitzungen der weiteren schulischen Gremi-

en sind nach Maßgabe der Bestimmungen des § 8 CoronaVO zulässig.  

 

§ 11 

Nutzung der Schulen für nichtschulische Zwecke 

 

(1) Die Nutzung der Räume und Plätze der Schulen für nichtschulische Zwecke ist 

zulässig, sofern durch organisatorische Maßnahmen eine Mischung von schulischen 

und nichtschulischen Nutzern vermieden werden kann und die Reinigung zwischen 

schulischer und nichtschulischer Nutzung sichergestellt ist. 

 

(2) Die schulische Nutzung hat stets Vorrang vor der Nutzung für andere Zwecke. 

Das Verfahren für die Gestattung einer nichtschulischen Nutzung bestimmt sich nach 

§ 51 SchG. 

 

§ 12 

Zutritts- und Teilnahmeverbot 

 

(1) Für die Einrichtungen nach § 1 Absatz 1 einschließlich der dort eingerichteten 

Notbetreuung besteht ein Zutritts- und Teilnahmeverbot für Schülerinnen und Schü-

ler, für Kinder, Lehrkräfte sowie sonstige Personen, 

 



1. die einer Absonderungspflicht im Zusammenhang mit dem Coronavirus unterlie-

gen, 

 

2. die sich nach einem positiven Test nach § 4a Absatz 3 Corona-Verordnung Ab-

sonderung einem PCR-Test zu unterziehen haben, 

 

3. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Atemnot, 

neu auftretender Husten, Fieber, Geruchs- oder Geschmacksverlust, aufweisen, 

 

4. die entgegen § 1a keine medizinische Maske tragen oder 

 

5. die weder einen Testnachweis noch einen Impf- oder Genesenen-Nachweis im 

Sinne des § 4 CoronaVO vorlegen.  

   

(2) Das Zutritts- und Teilnahmeverbot nach Absatz 1 Nummer 5 besteht nicht 

 

1. für die Teilnahme an 

 

a) Zwischen- und Abschlussprüfungen oder 

 

b) für die Notengebung erforderlichen schulischen Leistungsfeststellungen, 

 

bei durchgängiger Wahrung eines Mindestabstands von 1,5 Metern sowie bei 

räumlicher Trennung von den Mitschülerinnen und Mitschülern, die den Nachweis 

nach § 2 Absatz 3 erbracht haben, 

 

2. für Schülerinnen und Schüler, an denen ein COVID-19-Schnelltest auf das 

Coronavirus im Sinne des § 2 Nummer 7 SchAusnahmV aufgrund einer Behinde-

rung nicht durchgeführt werden kann, sofern die vorliegende Behinderung und die 

Undurchführbarkeit durch eine ärztliche Bescheinigung glaubhaft gemacht wer-

den, 

 

3. für geimpfte oder genesene Personen im Sinne des § 4 Absatz 1 und 2 Corona-

VO, 

 

4. für das kurzfristige Betreten des Schulgeländes, soweit dieses für die Wahrneh-

mung des Personensorgerechts oder für die Teilnahme am Fernunterricht zwin-

gend erforderlich ist, und 

 



5. für das kurzfristige Betreten, das für den Betrieb der Schule erforderlich ist, zum 

Beispiel durch Dienstleister, oder soweit der Zutritt außerhalb der Betriebszeiten, 

zum Beispiel durch das Reinigungspersonal, erfolgt. 

 

§ 13 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 7. Juni 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-

Verordnung Schule vom 7. Dezember 2020 (GBl. S. 1169), die zuletzt durch Verord-

nung vom 27. April 2021 (GBl. S. 419) geändert worden ist, außer Kraft. 

 

 

Stuttgart, den 4. Juni 2021 

 

gez. Schopper 


